
Der Vergleich zwischen dem 
Masseverwalter und dem 
Gemeindeverband über 3,5 
Millionen Euro nach der 
GemNova-Pleite (10,5 Mio. 
Euro) stößt der Opposition 
sauer auf. Schließlich hilft 
das Land mit 1,5 Mio. Euro 
und einer Kredithaftung 
über 500.000 Euro aus.

„Der Landtag soll mit der 
Finanzierung auch Ex-Funk-
tionäre wie Bürgermeister 
Ernst Schöpf von ihrer Ver-
antwortung freisprechen. 
Der Vergleich inkludiert, 
keine zivilrechtlichen An-
sprüche mehr gegen sie zu 
verfolgen“, ärgert sich der 
grüne Klubchef Gebi Mair. 
Die Feststellungsklage auf 
Schadenersatz u. a. gegen 
den ehemaligen Gemeinde-
präsidenten Schöpf sowie 
Ex-GemNova-Geschäftsfüh-
rer Alois Rathgeb wird näm-
lich ruhend gestellt.

Keine Freude hat auch 
der Klubchef der Liste Fritz, 
Markus Sint. „Wenn die Ent-
scheidungsträger eine Fi-
nanz-Misere verschulden, 
dann müssen es die Mitglie-

der richten. Mitgefangen, 
mitgehangen.“ Keinen an-
deren Verein würde die 
schwarz-rote Landesregie-
rung mit zwei Millionen 
Euro Steuergeld aus der 
Finanznot retten. „Diese ver-
ordnete Finanzrettung hat 
rein politische Gründe.“

„Absoluter Tiefpunkt“

FPÖ und die NEOS stimmen 
ebenfalls gegen die Unter-
stützung mit Steuergeld. 
„Dass die eklatanten Mängel 
nicht nur der Geschäftsfüh-
rung, sondern allen relevan-
ten Organen der GemNova 
bewusst waren, auch dem 
jetzigen Gemeindepräsiden-
ten, ist der Tiefpunkt in die-
ser Causa“, erklärt NEOS-
Klubchefin Birgit Obermül-
ler. Deutlich wird auch FP-
Chef Markus Abwerzger. 
„Durch die Vorgehensweise 
der GemNova sind viele 
Unternehmen geschädigt 
worden. Insbesondere we-
gen der Dumpingpreise 
gingen sie mit ihren Ange-
boten bei den Gemeinden 
leer aus.“

Anders der freie Manda-
tar Georg Dornauer. „Ich 
habe mich in meiner akti-
ven Zeit als Landeshaupt-
mannstellvertreter dafür 
eingesetzt, die GemNova zu 
retten. Ich fand es damals 
schon äußerst unappetit-
lich, dass sich alle an Schöpf 
und Rathgeb abgeputzt ha-
ben. Zwei redliche und um 
unsere Gemeinden extrem 
bemühte Menschen derart 
in Ungnade fallen zu lassen, 
war nie mein Stil.“ LH Anton 
Mattle (VP) sei 2010 bei der 
Firmengründung im Vor-
stand des Gemeindeverban-
des gesessen. „Hätte man 
den Vergleich nun nicht 
zustande gebracht, müssten 
sich einige aktive und frü-
here Politiker am Landes-
gericht erklären.“

Was die Ermittlungen 
der Staatsanwaltschaft we-
gen grob fahrlässiger Beein-
trächtigung von Gläubiger-
interessen und betrügeri-
scher Krida gegen Schöpf 
und Rathgeb betrifft, wartet 
die Justiz immer noch auf 
ein Gutachten. (pn)

INNSBRUCK FPÖ, Liste Fritz, Grüne und NEOS  
gegen Finanzspritze für den Gemeindeverband.

Staatsanwaltschaft  
ermittelt immer noch

Nächste Woche wird im Landtag ein politischer Schlussstrich unter der GemNova-Pleite gezogen. Foto: Böhm

Gerade die Dekarbonisie-
rung der Zillertalbahn ist für 
das Land ein zentrales Pro-
jekt für die Verkehrsentlas-
tung im Zillertal. Ohne die-
se Investitionen drohen 
Leistungseinschränkungen, 
erhöhte Instandhaltungs-
kosten und ein Investitions-
stau sowie die Gefährdung 
der Betriebsfähigkeit. 

Mattle: Nein zu Verschiebung

„Die Landesregierung hat 
die Dekarbonisierung ge-
genüber dem Bund erneut 
als zentrales Anliegen be-
gründet“, betont auch Fi-
nanzreferent und Landes-
hauptmann Anton Mattle. 
Ein Aufschub sei sicher-
heitstechnisch und be-
triebswirtschaftlich weder 
für den Bund noch das Land 
Tirol zu vertreten. „Die Zil-
lertalbahn ist dem Bund 
bereits ausreichend entge-
ge n ge ko m m e n .  Nu n 
braucht es die Zusage, um 
die Ausschreibung der Fahr-
zeuge starten zu können.“

„Ein Aufschub 
ist sicherheits-
technisch und 
betriebswirt-
schaftlich nicht 
zu vertreten.“
Anton Mattle (VP)  
Landeshauptmann
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